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Immer wieder ertappe ich mich bei der Frage, ob die 
Dinge wirklich so kommen kšnnten, wie ich sie hier 
dargestellt habe, ob das nicht alles weit hergeholt ist, 
ein wenig hysterisch. Ich klopfe die Argumente ab,  
ich vergleiche. Ich komme zu dem Schluss: nein,  
nicht hysterisch.

Wirklich glauben will ich es aber immer noch nicht.

 Philipp Blom1

Es gibt Probleme, die sind schwer zu lösen, weil sie schwer zu lö-
sen sind. Und es gibt Probleme, die sind schwer zu lösen, gerade 
weil ihre Lösung so einfach wäre, wenn man es sich nur einge-
stünde. Das Klimaproblem ist im Kern entwaffnend einfach: Es 
geht darum, keinen fossilen Kohlenstoff mehr zu verbrennen: 
Kein Erdöl. Kein Erdgas. Keine Kohle. Es geht darum, dass der 
fossile Kohlenstoff bleibt, wo er seit Jahrhundertmillionen ist: 
im Boden.

Für den Fall, dass Sie es ganz eilig haben, sage ich Ihnen jetzt, 
was eine gute Klimapolitik ist: Es geht nicht darum, mehr Wind-
kraftwerke und Solarpanels aufzustellen. Es geht nicht darum, 
ineffiziente Glühbirnen zu verbieten. Und vergessen Sie »um-
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weltfreundliche Autos« (das gibt es nämlich nicht). Es geht dar-
um, den Kohlenstoff, der nicht als Kohlendioxid (CO2) in die At-
mosphäre gelangen soll, vom Markt fernzuhalten. Fossiler Koh-
lenstoff gehört verboten. Dieser fossile Kohlenstoff – vor allem 
in der Form von Erdöl – ist zwar der wichtigste Rohstoff der 
Weltwirtschaft und die wichtigste Stütze geopolitischer Macht-
verhältnisse. Die Mächte, die sich auf fossilen Kohlenstoff stüt-
zen, verteidigen ihre Macht mit Zähnen und Klauen. Aber, auch 
das für Eilige: Nirgends steht geschrieben, dass das Leben in ei-
ner Welt ohne fossilen Kohlenstoff – ja vielleicht sogar ein Leben 
mit weniger Energie und weniger Wirtschaftsleistung – schlech-
ter sein muss als das Leben in der gegenwärtigen Welt.

Für die weniger Eiligen: Ein bisschen komplizierter ist es 
doch.

Denn erstens gibt es neben dem CO2 auch andere Gase, die 
den Treibhauseffekt verstärken (Methan, Lachgas, synthetische 
Gase), und es gibt andere CO2-Quellen als die Verbrennung fossi-
len Kohlenstoffs (Abholzung, Bodenzerstörung, Zementproduk-
tion). Das CO2 aus der Verbrennung von Öl, Kohle und Gas ver-
antwortet aber zwei Drittel des menschgemachten Treibhausef-
fekts. Aus Erdöl, Erdgas und Kohle auszusteigen, reicht nicht, 
um die Erwärmung zu stoppen. Aber ohne diesen Ausstieg geht 
es nicht.

Zweitens ist, was einfach ist, nicht leicht. Als wichtigster 
Rohstoff der Weltwirtschaft seit dem 19. Jahrhundert nährt fos-
siler Kohlenstoff das Wirtschaftswachstum. Die auf fossilem 
Kohlenstoff gebaute Wirtschaft hat Unzähligen materielle Si-
cherheit und Wohlstand beschert – gerade zu den Zeiten, in de-
nen die wichtigsten Errungenschaften der Moderne sich verbrei-
teten: Menschenrechte, Demokratie, individuelle Freiheit. Wie 
sich diese Werte bewahren lassen in einer Welt, deren Wirt-
schaft aufhören muss, immer mehr leicht verfügbare Energie zu 
verbrauchen, ist eine offene Frage. Ohne fossilen Kohlenstoff zu 
wirtschaften, ist so leicht, wie es leicht ist, als Alkoholiker kei-
nen Alkohol mehr zu trinken. Aber jeder Alkoholiker, der sich 

seine Sucht eingesteht, weiß, dass seine Lösung wenn nicht 
leicht, so doch einfach wäre: Null Bier. Null Wein. Null Schnaps.

Drittens würde die Erderwärmung nicht sofort stoppen, 
selbst wenn alle menschlichen Treibhausgasemissionen mor-
gen versiegten. Denn die Gase, die bereits in der Atmosphäre 
sind, wirken weiter.* Und selbst wenn sie stoppte, blieben die 
Folgen der schon eingetretenen Erwärmung und mit ihnen Fra-
gen wie: Wer entschädigt die Opfer des bisherigen Klimawan-
dels? Wer trägt die Kosten der Anpassung an das veränderte Kli-
ma? Wer nimmt die Menschen auf, die durch den Klimawandel 
ihre Heimat verloren haben und noch verlieren werden?

2008 publizierte ich das Buch Wir SchwŠtzer im Treibhaus. 
Warum die Klimapolitik versagt. Ich schrieb es im Bewusstsein, 
dass die »gefährliche anthropogene Störung des Klimasystems«, 
die es laut dem Uno-Rahmenabkommen zum Klimawandel aus 
dem Jahr 1992 abzuwenden gilt, eine Bedrohung der nahen Zu-
kunft sei. Das vorliegende Buch schreibe ich im Bewusstsein, 
dass die Klimaerwärmung eine Realität der Gegenwart ist; dass 
die »Störung des Klimasystems« für Millionen Menschen längst 

die Stufe der Gefährlichkeit erreicht 
hat. Einiges übernehme ich aus mei-
nem letzten Buch, anderes ist neu. 
Gleich bleibt die Kernaussage: Es 
wäre so einfach, wenn man es sich 
nur eingestünde.

Einfach, radikal

Neu ist gegenüber 2008 vor allem, dass sich die Uno-Mitglied-
staaten in einem Vertrag auf das Ziel geeinigt haben, die vom 
Menschen verursachte Erwärmung auf deutlich unter 2 und 
wenn möglich auf 1,5 Grad gegenüber der vorindustriellen Zeit 
zu begrenzen. Man kann an diesem Übereinkommen von Paris 
vom Dezember 2015 vieles kritisieren; ich komme darauf zurück. 
Aber in Paris wurde der Kern der Sache richtig erkannt. So steht 

* Nach den Berechnungen von 
Mauritsen/Pincus (2017) würde 
sich das globale Klima, wenn die 
anthropogenen Treibhausgas-
emissionen sofort aufhörten, um 
1,5 Grad gegenüber vorindustriel-
ler Zeit erwärmen.
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es in Artikel 4: Die Treibhausgasemissionen müssen aufhören. 
Zwar steht da auch, dass dies erst in der zweiten Hälfte unseres 
Jahrhunderts erreicht werden solle. Das ist zu spät, um das Ziel 
des Abkommens zu erreichen. (Die Jahre 2015 bis 2017 waren 1,1, 
1,3 respektive 1,2 Grad wärmer als das vorindustrielle Niveau. 
Schon eine Erwärmung um 1,5 Grad würde laut Modellrechnun-
gen über 100 Millionen Menschen zusätzlich in die Armut trei-
ben.2) Aber immerhin steht es da: Alles muss weg. Es geht nicht 
um eine Reduktion von 20 oder 50 oder 90 Prozent. Es geht um: 
null.

Das ist einfach, das ist radikal, und das haben die Uno-Mit-
glieder im Konsens ausgehandelt. Es ist radikal, weil da be-
schlossen wurde, dass man den wichtigsten Treiber der Welt-
wirtschaft aufgeben will, auch wenn es etwas umständlich 
 formuliert ist (»Zum Erreichen des in Artikel 2 genannten lang-
fristigen Temperaturziels sind die Vertragsparteien bestrebt, so 
bald wie möglich den weltweiten Scheitelpunkt der Emissionen 
von Treibhausgasen zu erreichen, wobei anerkannt wird, dass 
der zeitliche Rahmen für das Erreichen des Scheitelpunkts bei 
den Vertragsparteien, die Entwicklungsländer sind, größer sein 
wird, und danach rasche Reduktionen im Einklang mit den bes-
ten verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnissen herbeizu-
führen, um in der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts ein Gleich-
gewicht zwischen den anthropogenen Emissionen von Treib-
hausgasen aus Quellen und dem Abbau solcher Gase durch 
Senken auf der Grundlage der Gerechtigkeit und im Rahmen der 
nachhaltigen Entwicklung und der Bemühungen zur Beseiti-
gung der Armut herzustellen«3). Einen vergleichbaren Beschluss 
gab es noch nie.

Aber man rettet die Welt nicht, indem man beschließt, sie 
dürfe nicht untergehen. Damit aus dem diplomatischen Erfolg 
von Paris ein tatsächlicher Erfolg wird, müssen die Bürgerinnen 
und Bürger ihre Regierungen nun auf das behaften, was sie da 
beschlossen haben. Wer das Übereinkommen von Paris ernst 
nimmt  – wer die gegenwärtig wohl größte Bedrohung der 

menschlichen Zivilisation ernst nimmt –, muss das Verbrennen 
von Erdöl, Kohle und Erdgas verbieten. In der zweiten Hälfte des 
Jahrhunderts, sagt das Abkommen von Paris; je schneller, desto 
besser, legen wissenschaftliche Studien nahe.

Aber viele, die »Paris« mit ausgehandelt haben, haben diese 
Radikalität und Einfachheit nicht verstanden. Die Klimapolitik 
hat in den letzten knapp drei Jahrzehnten zahlreiche Maßnah-
men erfunden, die das Einfache kompliziert machen. Handels-
systeme für Treibhausgasemissionen (das CO2-Handelssystem 
der Europäischen Union ist das komplexeste Umweltregelwerk 
aller Zeiten), Innovationsförderungsprogramme, steuerliche 
Anreize, Mindeststandards für Energieeffizienz oder Subventio-
nen für Sinnvolles und Kontraproduktives; dazu kommen Hoff-
nungen auf Rettungstechniken (»Geoengineering«) … alles 
Mögliche, um die CO2-Emissionen zu senken, ohne die Kohlen-
stoffzufuhr zu drosseln.

Anzeichen dafür, dass die Staaten, die das Übereinkommen 
von Paris ausgehandelt haben, ihre Klimapolitik im Sinne der 
Klarheit, Einfachheit und Radikalität von Paragraph 4 dieses 
Abkommens umorientierten, gibt es bislang kaum.

Was dieses Buch auch von meinem ersten zum Thema von 
2008 unterscheidet, ist ein konkreter Vorschlag, wie das Nötige 
politisch erreicht werden kann, am Beispiel der Schweiz: Wie von 
der Schweizer Regierung einzufordern ist, was sie mit ausgehan-
delt und unterzeichnet und was das Parlament ratifiziert hat.

Apologie des JournalisTen

»Einen guten Journalisten erkennt man daran, dass er sich nicht 
gemein macht mit einer Sache, auch nicht mit einer guten.« Der 
Satz des 1995 verstorbenen Hajo Friedrichs gilt vielen Journalis-
tinnen und Journalisten als Grundlage ihrer Berufsethik. Ich bin 
Journalist, und ich schreibe dieses Buch als Teil einer politi-
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schen Kampagne, die für die Schweiz eine konkrete Lösung vor-
schlägt: ein Volksbegehren (in der politischen Terminologie der 
Schweiz: eine Volksinitiative) für ein Verbot fossilen Kohlen-
stoffs ab 2051. Indem ich 2017 zusammen mit Mitstreitern an der 
Volksinitiative zu arbeiten begann, habe ich mich mit einer Sa-
che gemein gemacht. Darf ich das?

Nach der Klimakonferenz in Paris schrieb ich für die Zürcher 
WOZ Die Wochenzeitung einen Leitartikel, der mit den Worten en-
dete: »›Paris‹ ist ein immenses Versprechen, aber es erfüllt sich 
nicht von selbst. Jetzt gilt es, den Schwung zu nutzen und das 
Versprochene einzufordern. Jetzt beginnt eine große Arbeit.«4 
Bald darauf wurde mir klar: Ich will mich nicht weiter auf die 
Rolle bescheiden, zu schreiben, was zu tun wäre.

Das Versprochene einfordern: Ich lebe in einem Land mit ei-
ner politischen Kultur der direkten Demokratie. Jede Bürgerin 
und jeder Bürger kann, sofern er oder sie innert achtzehn Mona-
ten 100 000 gültige Unterschriften sammelt, eine Volksabstim-
mung über eine Verfassungsänderung beantragen. Weil weder 
von der schweizerischen Bundesregierung – dem Bundesrat – 
noch vom Parlament zu erwarten ist, dass sie das Übereinkom-
men von Paris in ihrer Radikalität verstanden haben und ernst 
nehmen, liegt es nahe, eine Volksinitiative zu lancieren.

Nochmals: Darf ich das – als Journalist? Eine ähnliche Dis-
kussion läuft seit langem unter Klimawissenschaflterinnen und 

-wissenschaftlern: Müssen sie sich darauf bescheiden, wissen-
schaftlich festzustellen, was Sache ist, und hoffen, ihre alarmie-
renden Befunde würden gehört und richtig verstanden – oder 
dürfen, ja müssen sie sich in die politische Debatte einmischen? 
Eine, die dezidiert letztere Position vertritt, ist die US-amerika-
nische Wissenschaftshistorikerin Naomi Oreskes. Sie hält es für 
eine moralische Verpflichtung der Wissenschaftsgemeinschaft, 
sich dafür einzusetzen, dass geschieht, was aus ihrer Sicht ge-
schehen muss. Und sie hält es für falsch zu glauben, eine Wis-
senschaftlerin oder ein Wissenschaftler gefährde dadurch seine 
Glaubwürdigkeit: Einige der größten Wissenschaftler des 

20. Jahrhunderts wie Albert Einstein oder Niels Bohr hätten sich 
politisch engagiert. Ihr Ansehen habe nicht darunter gelitten.

Ich glaube, dass Friedrichs’ Leitsatz nicht absolut gelten 
kann. Erstens machen sich allzu viele Berufskollegen im Bestre-
ben, sich mit keiner Sache gemein zu machen, »neutral« zu blei-
ben und »objektiv« zu berichten, letztlich zu Verbündeten der 
Meinung, die gerade dominiert. Zweitens kann es keine Außen-
position geben, wenn das Überleben der menschlichen Zivilisa-
tion auf dem Spiel steht. Um es pathetisch zu sagen: Wenn die 
Sache die Rettung der Welt ist, will ich mich mit dieser Sache 
nicht nicht gemein machen.

Annäherung ans Thema I 

Bondo. bangladeSch.  BarbudA

Am 23. August 2017 löst sich eine Felsnase von der Nordflanke 
des Piz Cengalo auf der schweizerisch-italienischen Grenze. Drei 
Millionen Kubikmeter Fels stürzen auf den Cengalogletscher 
und bringen große Mengen Gletschereis zum Schmelzen. Das 
Gemisch aus Fels und Schmelzwasser rast als Murgang durch 
das unbewohnte Val Bondasca und begräbt acht Wanderer me-
tertief unter sich, ergießt sich ins Haupttal des Bergells und zer-
stört Teile des Dorfs Bondo. Weil die Bewohner rechtzeitig eva-
kuiert wurden, gibt es im Dorf keine Todesopfer, und der Scha-
den fällt nicht schlimmer aus, weil die Gemeinde einige Jahre 
zuvor ein Auffangbecken gebaut hat – gegen Widerstand wegen 
der hohen Kosten, doch in der reichen Schweiz konnte man es 
sich leisten.

Bergstürze gab es schon immer; 1618 begrub ein Bergsturz 
wenige Kilometer von Bondo entfernt ein ganzes Dorf unter sich. 
Immer spielen mehrere Ursachen zusammen. Im Falle von Bon-
do kamen aber zwei Faktoren dazu, die es nicht immer schon 
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gab. Über 2400 Metern über Meer ist der Boden ganzjährig ge-
froren. Dieser sogenannte Permafrost zieht sich nun zurück, 
weil es wärmer wird. Und der Cengalogletscher schrumpft wie 
fast alle Alpengletscher. Er hat bisher die brüchige Felswand des 
Piz Cengalo gestützt.

Der Bergsturz von Bondo berührte mich besonders, weil ich 
geplant hatte, wenige Wochen später durch das Val Bondasca zu 
wandern. Die Weltmedien wurden im späten August 2017 aber 
von anderen Ereignissen dominiert. Über dem Golf von Mexiko 
braute sich der Hurrikan Harvey zusammen. Ein tropischer 
Sturm, nichts Außergewöhnliches in dieser Gegend. Aber weil 
das Wasser des Golfs von Mexiko wärmer geworden ist, werden 
Hurrikane tendenziell heftiger und die wärmere Luft nimmt 
mehr Wasser auf. Am 25. August traf Harvey bei Houston auf 
Festland – als hätte der Hurrikan mit Sinn für Symbolik gerade 
die Stadt gewählt, die wie kaum eine zweite für eine ressourcen-
verschwenderische Lebensweise steht: mit Erdölgeld in ein 
Sumpfgebiet gebaut, von Autobahnen durchzogen und mit rie-
sigen Einfamilienhausquartieren ins Umland wuchernd, jeden 
entmutigend, der sich zu Fuß fortbewegen will. Teile der Küs-
tenregion von Texas und Louisiana wurden von ungeheuren Re-
genmengen überflutet.

Und vielleicht deshalb, weil das Wetter in den USA gerade für 
Schlagzeilen sorgte, fiel der Blick der Weltmedien auch auf den in-
dischen Subkontinent. Dort wütete ein außergewöhnlich heftiger 
Monsun. Bereits im Mai waren aus Sri Lanka Todesopfer gemeldet 
worden. Im August fielen den Überschwemmungen in Indien, 
Nepal, Pakistan und Bangladesch 2000 Menschen zum Opfer.

Wenig später braute sich der nächste Wirbelsturm im Atlan-
tik zusammen: Irma, der heftigste Hurrikan über dem Atlantik 
seit Messbeginn. Er raste auf die Karibik zu; auf der kleinen Insel 
Barbuda zerstörte er über neunzig Prozent aller Gebäude. Aber 
die Augen der Weltmedien waren auf Florida gerichtet. Wetter-
modelle sagten vorher, zu welcher Stunde Irma dort auf Festland 
treffen würde. Die angekündigte Katastrophe wurde mittels 

Live-Berichterstattung zum Spektakel gemacht (und ging dann 
etwas glimpflicher aus als befürchtet). Auf Irma folgten im Sep-
tember noch zwei starke Hurrikane in der Region, die vor allem 
auf den Inseln der Antillen weitere Schäden anrichteten und To-
desopfer forderten, Jose und Maria.

Ungefähr zur selben Zeit forderte ein Erdrutsch nach außer-
gewöhnlichen Regenfällen nahe Freetown in Sierra Leone Hun-
derte von Todesopfern. Auch in anderen Teilen Afrikas rutschte 
die Erde, derweil große Teile Südeuropas unter einer ungewöhn-
lichen Dürre litten und die landwirtschaftlichen Erträge drama-
tisch einbrachen. Und in Grönland hatte im Juli die Tundra ge-
brannt, wie man es in diesem Ausmaß noch nicht beobachtet 
hat. Auch hier war es ungewöhnlich heiß und trocken gewesen. 
Die brennende Vegetation setzte auch den ausgetrockneten 
Torfboden in Brand. Solche Brände sind ein Schulbuchbeispiel 
für einen sich selbst verstärkenden Rückkoppelungseffekt des 
Klimawandels: Weil es zu viele Treibhausgase in der Luft hat, 
wird es wärmer. Weil es wärmer wird, gibt es mehr Wald-, Busch- 
und Torfbrände. Diese Brände setzen CO2 frei, das als Treibhaus-
gas wiederum die Erwärmung verstärkt.

Am Ende des Jahres wusste man: 2017 war das im globalen 
Durchschnitt zweitwärmste Jahr seit Beginn der Aufzeichnun-
gen. Das wärmste war das Vorjahr gewesen.

Endspiel

Wenige Wochen vor all diesen Ereignissen publizierte das New 
York Magazine unter dem Titel »Unbewohnbare Erde« eine lange 
Recherche des Journalisten David Wallace-Wells, die weltweit 
große Beachtung fand. Wallace-Wells hatte mit zahlreichen Kli-
maforschern gesprochen. Sein Artikel beginnt mit den Worten 
»Ich verspreche, es ist schlimmer, als Sie denken.«5

Die Chance, dass die Erwärmung auf zwei Grad über vorin-
dustriellem Niveau begrenzt werden kann, schätzt Michael 
Oppen heimer von der Princeton University, ein Pionier der 
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Klima forschung, im Interview mit Wallace-Wells auf zehn Pro-
zent – vor der Wahl von Donald Trump zum amerikanischen 
Prä sidenten, so Oppenheimer, hätte seine Schätzung noch bei 
zwanzig Prozent gelegen. Als es auf der Erde das letzte Mal zwei 
Grad wärmer war, habe der Meeresspiegel sechs bis neun Meter 
höher gelegen als heute.6

Wenn aber die Treibhausgasemissionen wie bisher unge-
bremst weiter steigen, könnte sich das Klima laut wissenschaft-
lichen Modellen bis im Jahr 2100 auch um drei, vier oder fünf, 
nach Extremszenarien sogar um acht Grad erwärmen. Eine Kli-
maerwärmung um fünf Grad gab es schon einmal: vor 252 Milli-
onen Jahren an der Perm-Trias-Grenze. Damals starben laut 
Schätzungen 90 bis 95 Prozent aller Tier- und Pflanzenarten aus. 
Dabei erstreckte sich die damalige Erwärmung über einen viel 
längeren Zeitraum, verlief also viel langsamer als die gegenwär-
tige.7

Ich fragte mich nach der Lektüre von Wallace-Wells’ Artikel: 
Wie würde sich ein Science-Fiction-Autor das Endspiel ausma-
len? Vielleicht so: Immer mehr und immer heftigere Extremwet-
ter richten immer größere Schäden an und fordern immer mehr 
Todesopfer, riesige Waldflächen brennen; die landwirtschaftli-
chen Erträge brechen ein, Hungersnöte und Massenmigration 
sind die Folge. Die Katastrophen – zumindest jene in den reiche-
ren Weltgegenden – werden medial flächendeckend begleitet, 
man sieht Fernsehreporter, sich an Fahnenstangen festklam-
mernd, aus dem Innersten der Stürme berichten. Die Ursachen 
sind wissenschaftlich bestens erforscht, dennoch gibt es lange 
Debatten darüber, ob das nun bereits der Klimawandel sei – oder 
vielleicht doch noch nicht. Wer ungeschönt auf den Ernst der 
Lage verweist, gilt als Alarmist. In den Feuilletons fragen Kul-
turwissenschaftler in feingeistigen Essays, woher die Faszinati-
on des Apokalyptischen kommt, und mokieren sich über 
menschliche Kontrollfantasien, wenn jemand fordert, die Katas-
trophen nicht einfach hinzunehmen.

Wir sind mittendrin

Im späten August 2017 schien das Gedankenspiel Realität zu 
werden. In der Regierung jenes Landes, das von den Unwettern 
zwar nicht am heftigsten getroffen, über dessen Schäden aber 
weitaus am meisten berichtet wurde – der USA –, sitzen Leute in 
den wichtigsten Ämtern, die den vom Menschen verursachten 
Klimawandel leugnen. Eine Internetsuche, die ich am 4. Sep-
tember unternahm, fand zum Stichwort »Hurricane Harvey« 88 
Millionen Treffer; nur in drei Prozent dieser Treffer kam auch 
der Begriff »Climate Change« vor, wobei hier der zuerst ange-
zeigte Treffer den Titel trug »Der Klimawandel ist nicht für Hur-
rikan Harvey verantwortlich«.

In Deutschland war der Klimawandel in der einzigen Fern-
sehdebatte zwischen den beiden Spitzenkandidaten der Bundes-
tagswahlen 2017, Angela Merkel und Martin Schulz, im Septem-
ber kein Thema. In Schweizer Zeitungen erschienen Kommenta-
re, die mahnten, die Ereignisse von Bondo bis Houston seien 
keine Beweise des Klimawandels. So schrieb der Zürcher Ta-
ges-Anzeiger, unter Laien gelte es »längst als ausgemacht, dass 
die Ereignisse in Bondo und Houston Folge des menschenge-
machten Klimawandels sind«. Fachleute seien »vorsichtiger: Ei-
nen direkten Zusammenhang mag kaum einer herstellen. Na-
turkatastrophen gab es schon lange, bevor wir CO2 in die Luft zu 
blasen begannen.«8

Natürlich gab es Naturkatastrophen schon immer, aber mag 
tatsächlich kaum eine Fachperson einen Zusammenhang zwi-
schen den Katastrophen und dem Klimawandel herstellen, wie 
der Kommentator behauptet? Nein. Das Potsdam Institut für 
Klimafolgenforschung teilte mit, Hurrikan Harvey sei zwar 
nicht vom Klimawandel ausgelöst worden, aber seine verhee-
renden Folgen seien »sehr wahrscheinlich« mit dem Klimawan-
del zu erklären. Zum Extrem-Monsun in Südasien schrieb das 
selbe Institut: »Computersimulationen (…) erfahren nun eine 
traurige Bestätigung durch die gegenwärtigen verheerenden 
Niederschläge.« »Künftige Zunahmen der Niederschlagsextre-
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me während des Monsuns in Ost-, Süd- und Südostasien sind 
sehr wahrscheinlich«, hatte das Uno-Expertenpanel für den Kli-
mawandel IPCC in seinem letzten umfassenden Bericht von 2013 
geschrieben.9 »Aufgrund des auftauenden Permafrosts ist ver-
mehrt mit Murgängen und der Destabilisierung der Fundamen-
te touristischer Infrastrukturen im Hochgebirge zu rechnen«, 
warnt ein Bericht des schweizerischen Bundesamts für Umwelt 
von 2012.10 Dass es zwischen Extremwettern und dem Klimawan-
del keinen Zusammenhang gebe, ist Unsinn. Es gibt kein vom 
Klimawandel unbeeinflusstes Wetter mehr.

Und es gibt kaum mehr ein Thema der großen Politik, das 
nicht mit globalen Umweltveränderungen interferiert. Die vie-
len Menschen, die vor allem 2015 aus Syrien nach Europa flüch-
teten, flüchteten nicht vor dem Klimawandel, sondern vor Krieg 
und Gewalt, aber dass die Region vor 2011 von der schlimmsten 
Dürre seit dem Beginn der systematischen Aufzeichnungen vor 
über hundert Jahren heimgesucht wurde, trug zum Ausbruch 
des Bürgerkriegs bei. Das Klima ist kein Thema, um das sich die 
Politik dann auch mal noch kümmern sollte, wenn die Wirt-
schaft angekurbelt und der Terror bekämpft ist. Die »gefähr-
liche anthropogene Störung des Klimasystems« ist keine in Zu-
kunft drohende Gefahr. Wir sind mittendrin.

Annäherung ans Thema II 

AuspeitSchen, 

menschEnfreundlich

Der Kern der Lösung des Klimaproblems ist einfach, aber nicht 
leicht. Es gibt Beispiele in der Geschichte, in denen Gesellschaf-
ten taten, was sie für richtig hielten, auch wenn es nicht leicht 
war. Ein Beispiel ist die Abschaffung der Sklaverei im 19. Jahr-
hundert. Sie hat sehr lange gedauert und Formen der Sklaverei 

gibt es bis heute; gleichwohl: Das System der Sklavenhalterge-
sellschaften wurde erfolgreich beendet. Was wäre herausgekom-
men, hätten die Menschenfreunde von damals gehandelt wie die 
Klimapolitik heute? 

Ein Gedankenspiel.11

Am Anfang stand ein wachsendes Unbehagen. Die Wirt-
schaft florierte. Der Wohlstand zeigte sich vor allem im rasanten 
Anstieg der Zucker- und der Baumwollproduktion. Einst Status-
symbol der Reichen, konnten sich zunehmend auch Normalbür-
ger Süßspeisen und Baumwollkleider leisten – und oft einen 
Haussklaven dazu. Luxusgüter wurden demokratisiert: Aus-
druck einer egalitäreren Gesellschaft.

Doch mit der Zucker- und der Baumwollproduktion wuchs 
die Sklavenwirtschaft, denn der Wirtschaftsaufschwung basier-
te auf der Produktion der Plantagen, die von Sklaven bewirt-
schaftet wurden. Das mochte nicht recht zu den egalitären Idea-
len passen. Schließlich wuchs mit dem Wohlstand auch das Frei-
heitsbewusstsein der Menschen.

Gewiss: Es gab Leute, die rundweg bestritten, dass Sklaverei 
unmenschlich sei: Sie nannten sich »Sklavenskeptiker«. Es wa-
ren wenige, aber sie wurden von der Sklavenlobby mit viel Geld 
alimentiert, und in Ländern, deren Medien mit der Plantagen-
wirtschaft eng verbandelt waren, konnte man mit solchen Posi-
tionen Wahlen gewinnen. Doch wer einigermaßen informiert 
war, anerkannte die Tatsachen.

Das Bewusstsein für die Misere der Sklaven existierte, ja es 
lag im Trend. »Menschenfreundlichkeit« wurde zum Modebe-
griff und Marketingargument. Man konnte menschenfreundli-
che Baumwolle (»Libero-Baumwolle«) und menschenfreundli-
chen Zucker (mit Labels wie »Esclavo fidelio« oder »Slave Ste-
wardship Council SSC«) kaufen. Wissenschaftler entwickelten 
Hightech-Materialien, um die Peitschen der Sklaventreiber 
menschenfreundlicher zu machen. Schön gestaltete Menschen-
freundlichkeitsmagazine (Menschenliebe, Die Freiheit) boomten. 
Marktsoziologen schufen einen eigenen Begriff für Leute, die 
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solche Magazine lasen und solche Produkte konsumierten: die 
Lopaf (»Lifestyle of Philanthropy and Feelgoodness«)* – eine 
umworbene, da kaufkräftige Kundschaft.

Einige Weltfremde wollten die Sklaverei abschaffen, doch 
die meisten blieben realistisch. Nicht nur hätte eine Abschaf-
fung unabsehbare wirtschaftliche Auswirkungen: Es war ein-
fach klar, dass niemand auf billigen Zucker und billige Baum-
wolle verzichten wollte! Die Sklaverei und der Aufschwung der 
Wirtschaft seien derart miteinander verzahnt, schrieb ein Öko-
nom, dass er es »nur als überflüssig erachten könne, ein Wort 
über die Veränderung des bestehenden Systems zu verlieren«. 
Und die Liverpool Chronicle and Europe-
an Times rechnete ihren Lesern vor, 
dass die Preise der Baumwolle ohne 
Sklaverei um 100 bis 200 Prozent stei-
gen würden – mit schrecklichen Fol-
gen für alle!** Der Lebensstil stand 
nicht zur Debatte, so weit war man 
sich einig.*** Und nicht zuletzt spra-
chen moralische Argumente gegen 
überstürzte Radikallösungen: Gerade 
jetzt, wo sich auch die Menschen är-
merer Länder Zucker, Baumwolle und 
Haussklaven leisten konnten, sollte 
man sie verbieten? Es gab ein Recht 
auf nachholende Entwicklung, und es 
machte sich schlecht, wenn Leute in 
eleganten Baumwollkostümen for-
derten, den Gürtel enger zu schnallen.

Menschenfreundlichkeits abkommen

Die internationale Politik beschritt deshalb pragmatische Wege. 
In einem ersten Menschenfreundlichkeitsabkommen verpflich-
teten sich die reicheren Länder, die Zahl der Peitschenhiebe 

(PH – das Maß, das sich zur Bemessung der Sklaverei durchsetz-
te) gegenüber einem Stichdatum um einen gewissen Prozent-
satz zu senken. Damit das Abkommen seinen Unterzeichner-
staaten kein allzu enges Korsett anlegte, sah es einen »Mecha-
nismus der freiheitlichen Entwicklung« (Free Development 
Mechanism, FDM) vor: Statt selber weniger Sklaven auszupeit-
schen, konnten die Vertragsstaaten Peitschenhiebe in anderen 
Staaten kompensieren.*

Aus ökonomischer Sicht war das eine erfreuliche Einrich-
tung, ließen sich in ärmeren Ländern mit gleich viel Geld doch 
wesentlich mehr Peitschenhiebe einsparen, als es in den reichen 
Ländern möglich gewesen wäre. Und wer nicht auf seinen skla-
vengestützten Lebensstil verzichten wollte, konnte auch als Ein-
zelperson PH-Kompensationen erwerben. Zwar führte der FDM 
zu einigen unerwünschten Resultaten: So entstanden neue Plan-
tagenwirtschaften mit dem einzigen Ziel, die Sklaven etwas we-
niger als üblich auszupeitschen und diese Differenz auf dem 
FDM-Markt zu verkaufen. Aber das waren Anfangsprobleme des 
Systems, die es in Kauf zu nehmen galt.

Manche Staaten setzten zur Erreichung ihrer Ziele auf einen 
ausgeklügelten internen PH-Markt. Unternehmen mussten 
PH-Rechte erwerben, die sie weiterverkaufen durften. Weil aller-
dings befürchtet wurde, besonders sklavenintensive Betriebe 
würden durch diese neue Regelung zu sehr belastet, verschenkte 
der Staat einen Teil der PH-Rechte. Weil man sich dabei verkal-
kulierte, fiel der Preis in sich zusammen. Man hätte die PH-Rech-

te nur wieder zu verknappen brau-
chen, doch dagegen wehrte sich die 
Lobby der Sklavenhalter, die noch im-
mer in fast allen Ländern einen guten 
Draht zu den Regierungen hatte.

Man muss also einräumen, dass 
die PH-Märkte schlecht funktionier-
ten und das internationale PH-Ab-
kommen zu schwach war. Die ganzen 

* Das Kioto-Protokoll von 1995 sah 
einen »Clean Development Mecha-
nism« vor, der es den Vertragsstaa-
ten erlaubte, ihre Reduktionsver-
pflichtungen durch sogenannte 
Kompensationen im Ausland zu 
erfüllen. Das Übereinkommen von 
Paris sieht einen »Mechanismus« 
vor, der im Vertragstext keinen Na-
men hat, aber »Sustainable De-
velopment Mechanism« genannt 
wird; vgl. Kapitel »Kompensieren«.

* In der Akronym-verliebten Mar-
ketingsprache heißen die (kauf-
kräftigen) Konsumenten, die einen 
»Lifestyle of Health and Sustaina-
bility« (Lebensstil der Gesundheit 
und Nachhaltigkeit) pflegen, »Lo-
has«, nicht zu verwechseln mit den 
»Lovos« (»Lifestyle of voluntary 
simplicity«  – Lebensstil der frei-
willigen Einfachheit).

** Das Zitat des Ökonomen ist au-
thentisch; John Towne Danson äu-
ßerte es 1857. Sein Zitat sowie die 
Aussage aus der Liverpool Chronicle 
and European Times, Original aus 
dem Jahr 1849, zitiere ich nach Be-
ckert 2014, Seiten 93 f. resp. 119.

*** »The American way of life is 
not up for negotiation«, sagte der 
damalige US-Präsident George 
Bush 1992 am Uno-Erdgipfel in Rio 
de Janeiro, an dem der Rahmenver-
trag zum Klimawandel ausgehan-
delt wurde.
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Bemühungen trugen aber gleichwohl dazu bei, das Thema ins 
Bewusstsein der Weltöffentlichkeit und auf die Agenda der 
Weltpolitik zu heben.

Wirtschaftszweige, die auf das neue Freiheitsbewusstsein 
setzten, florierten (wenn sie auch bei weitem nicht die Bedeu-
tung der Plantagenwirtschaft erreichten). Die Humane-Tech-In-
dustrie entwickelte bessere Pflückwerkzeuge für Baumwolle 
und züchtete gentechnisch verändertes Zuckerrohr, das beim 
Ernten weniger in die Hände schnitt; es gab ausgeklügelte Peit-
schenhieb-Managementsysteme, Peitschen mit einstellbarer 
Hiebstärke für ein sogenanntes Precision Slaving und so weiter; 
die Innovationskraft war eine wahre Freude.

Steigende Peitschenhiebeffizienz

Nörgler wiesen darauf hin, dass all das nichts gebracht habe: 
Während der Laufzeit des ersten PH-Abkommens hatte die Zahl 
der weltweit eingesetzten Peitschenhiebe nicht nur zugenom-
men, die Zunahme hatte sich gar beschleunigt. Staaten, deren 
Politiker sich für Menschenfreundlichkeit stark machten, trie-
ben gleichzeitig die Erschließung neuer Sklavenquellen voran.* 
Doch wiesen Ökonomen darauf hin, dass zumindest in den rei-
cheren Ländern, die als Vorreiter für die ärmeren galten, die 
Zahl der Peitschenhiebe stagnierte 
oder doch langsamer zunahm als die 
Produktion, das heisst: Die Zahl der 
Peitschenhiebe im Verhältnis zur 
Wirtschaftsleistung sank – die PH-Ef-
fizienz stieg. Man sprach von einer 
Entkoppelung der Produktion vom 

Peitscheneinsatz. Würde diese Entkoppelung nur genügend un-
terstützt, erledigte sich das Problem eines Tages ganz von selbst.

Zugegeben: Es ist ungewiss, ob dieser Weg zum Ziel führt. 
Der größte Sklavenhalterstaat hat das erste Menschenfreund-
lichkeitsabkommen nie ratifiziert. An der Aushandlung des 
Nachfolgeabkommens hat er sich zwar konstruktiv beteiligt 
und hat das Abkommen auch ratifiziert, nach einem Regie-
rungswechsel aber angekündigt, aus dem Abkommen wieder 
aussteigen zu wollen – sein neuer Präsident glaubt nicht an die 
Schädlichkeit von Peitschenhieben. Die Weltwirtschaft kriselt. 
Einbrüche am Zucker- und Baumwollmarkt haben alle alarmiert; 
einige der größten Plantagenbetreiber mussten mit staatlichen 
Notkrediten gerettet werden. Das politische Ziel der Menschen-
freundlichkeit ist darob etwas in den Hintergrund geraten, die 
Politik investiert all ihre Energie in die Ankurbelung der  Zucker- 
und Baumwollproduktion, aber schließlich kann nur eine Ge-
sellschaft, deren Wirtschaft gut läuft, ihre Menschenfreund-
lichskeitspolitik auch finanzieren.

Und die ganze Situation befördert die Innovation! Wo sie es 
können, haben die Sklaven begonnen, selber Sklaven zu halten 
oder Sklavenhalter-Anteilscheine zu kaufen. Nachbarn und 
Freunde peitschen sich gegenseitig aus, wobei die Peitschenhie-
be dank der in vielen Schichten übereinander getragenen Baum-
wollkleider kaum mehr spürbar sind. Die Seminare zur Steige-
rung der eigenen PH-Effizienz sind ausgebucht.

In absehbarer Zukunft dürften bis auf wenige Verweigerer 
alle Bürger der entwickelten Gesellschaften selber Sklaven sein, 
und doch wird man mit Stolz feststellen, dass die Gesellschaft 
noch nie so frei war: Nie zuvor wurden so viele Tonnen Zucker 
und Baumwolle mit so wenig kPH (Kilopeitschenhieb) produ-
ziert. Nie war das Freiheitssozialprodukt höher!

* Die USA stiegen unter der Präsi-
dentschaft von Barack Obama zum 
größten Erdölförderer der Welt auf. 
Obama gilt als Good guy der Kli-
mapolitik, und im Vergleich zu sei-
nem Nachfolger Trump war er das 
gewiss. Aber auch Obama brüstete 
sich – je nach Publikum – mit dem 
Ausbau der Förderung fossiler 
Energien. So sagte er am 22. März 
2012 in Cushing, Oklahoma: »Heu-

te, unter meiner Regierung, produziert Amerika mehr Öl als je zuvor in den letzten achtzig 
Jahren. [Applaus.] Das ist wichtig zu wissen. In den letzten drei Jahren habe ich meine Regie-
rung angewiesen, Millionen von Acres in 23 Bundesstaaten für die Suche nach Öl und Gas 
freizugeben. Wir haben die Zahl der Bohranlagen vervierfacht. Wir haben so viele Öl- und 
Gaspipelines neu gebaut, dass man damit die Erde umrunden könnte.« (Obama 2012).


